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Diese gemeinsamen Bestimmungen gelten je nach dem vereinbarten Versicherungsumfang in Verbindung mit den Allgemeinen und 
Besonderen Zürich Bedingungen, die auf die Geltung der AKIB besonders hinweisen. 
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Artikel 1 
Versicherungsfall 
Versicherungsfall ist das von der Versiche-
rung umfasste Schadensereignis. 

Artikel 2 
Prämie, Beginn des Versiche-
rungsschutzes, vorläufige De-
ckung 
1. Versicherungsperiode 

 Als Versicherungsperiode gilt, wenn 
der Versicherungsvertrag nicht für 

kürzere Zeit abgeschlossen ist, der 
Zeitraum eines Jahres. 

2.  Prämie und Zahlungsverzug 

 Die erste oder einmalige Prämie 
einschließlich Gebühren und Versi-
cherungssteuer ist vom Versiche-
rungsnehmer innerhalb von 14 Ta-
gen nach dem Abschluss des Versi-
cherungsvertrages (Zugang der Poliz-
ze oder einer gesonderten Antrags-
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annahmeerklärung) und nach der 
Aufforderung zur Prämienzahlung zu 
bezahlen (Einlösung der Polizze). Die 
Folgeprämien einschließlich Gebüh-
ren und Versicherungssteuer sind zu 
den vereinbarten Fälligkeitsterminen 
zu entrichten.  

 Bei Zahlungsverzug gelten die §§ 38 
ff VersVG. 

3. Beginn des Versicherungsschutzes 

 Der Versicherungsschutz beginnt mit 
der Einlösung der Polizze (Pkt.2), je-
doch nicht vor dem vereinbarten 
Zeitpunkt. Wird die erste oder die 
einmalige Prämie erst danach einge-
fordert, dann aber binnen 14 Tagen 
oder ohne schuldhaften Verzug ge-
zahlt, ist Versicherungsschutz ab 
dem vereinbarten Versicherungsbe-
ginn gegeben. 

4. Vorläufige Deckung 

 Soll der Versicherungsschutz jeden-
falls schon vor Einlösung der Polizze 
beginnen (vorläufige Deckung), ist 
die ausdrückliche Zusage der vorläu-
figen Deckung durch den Versicherer 
erforderlich. 

 Die vorläufige Deckung endet bei der 
Annahme des Antrages mit der Ein-
lösung der Polizze. Sie tritt außer 
Kraft, wenn der Antrag unverändert 
angenommen wird und der Versiche-
rungsnehmer mit der Zahlung der 
ersten oder der einmaligen Prämie 
schuldhaft in Verzug gerät (Pkt.2). 

 Der Versicherer ist berechtigt, die 
vorläufige Deckung mit der Frist von 
zwei Wochen zu kündigen. Dem 
Versicherer gebührt in diesem Fall die 
auf die Zeit des Versicherungsschut-
zes entfallende anteilige Prämie. 

Artikel 3 
Örtlicher Geltungsbereich 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf 
Europa im geographischen Sinn, die au-
ßereuropäischen Mittelmeeranrainerstaa-
ten, die Kanarischen Inseln, Island, Grön-
land, Spitzbergen, Madeira, Malta, Zypern 
und die Azoren. 

Bei Transport des Fahrzeuges zu Wasser 
wird der Versicherungsschutz nicht unter-
brochen, wenn die Verladeorte innerhalb 
des örtlichen Geltungsbereiches liegen; 

ansonsten endet er mit Beendigung des 
Verladevorganges in Europa. 

Artikel 4 
Ausschlüsse 
Ausgeschlossen von der Versicherung sind 
Schadensereignisse, 

1.  die bei Fahrten auf Rennstrecken, die 
nicht für den öffentlichen Verkehr 
zugelassen sind oder die bei Beteili-
gung an motorsportlichen Wettbe-
werben (auch Wertungsfahrten und 
Rallyes) und den dazugehörenden 
Trainingsfahrten entstehen; 

2.  die bei der Vorbereitung oder Bege-
hung gerichtlich strafbarer Handlun-
gen durch den Versicherungsnehmer 
eintreten, für die Vorsatz Tatbe-
standsmerkmal ist; 

3.  die mit Aufruhr, inneren Unruhen, 
Kriegsereignissen jeder Art, mit oder 
ohne Kriegserklärung, einschließlich 
aller Gewalthandlungen von Staaten 
und aller Gewalthandlungen politi-
scher oder terroristischer Organisati-
onen, oder Verfügungen von hoher 
Hand oder Erdbeben unmittelbar o-
der mittelbar zusammenhängen; 

4.  die durch den Einfluss von ionisie-
renden Strahlen im Sinne des Strah-
lenschutzgesetzes vom 8. Juli 1969 
(BGBl. Nr. 227/69) in der jeweils gel-
tenden Fassung verursacht werden. 

Artikel 5 
Obliegenheiten 
1.  Als Obliegenheit, deren Verletzung 

zum Zeitpunkt des Versicherungsfal-
les den Versicherer von der Verpflich-
tung zur Leistung befreit (§ 6 Abs. 1a 
VersVG), wird die Verpflichtung be-
stimmt, das Fahrzeug nicht zu einem 
anderen als den im Versicherungsver-
trag vereinbarten Zweck zu verwen-
den. 

2.  Als Obliegenheiten zur Verminde-
rung der Gefahr oder zur Verhütung 
einer Erhöhung der Gefahr, deren 
Verletzung zum Zeitpunkt des Versi-
cherungsfalles den Versicherer von 
der Verpflichtung zur Leistung befreit 
(§ 6 Abs. 2 VersVG), werden be-
stimmt, 

2.1  dass der Lenker in jedem Fall die 
kraftfahrrechtliche Berechtigung be-
sitzt, die für das Lenken des Fahr-
zeuges auf Straßen mit öffentlichem 
Verkehr vorgeschrieben ist; dies gilt 
auch dann, wenn das Fahrzeug nicht 
auf Straßen mit öffentlichem Verkehr 
gelenkt wird; 

2.2 dass sich der Lenker nicht in einem 
durch Alkohol oder Suchtgift beein-
trächtigten Zustand befindet; 

2.3 mit dem Fahrzeug Personen nur 
unter Einhaltung der betreffenden 
kraftfahrrechtlichen Vorschriften zu 
befördern. 

 Die Leistungspflicht bleibt jedenfalls  
in den Fällen der Pkt. 2.1. und 2.2. 
gegenüber dem Versicherungsneh-
mer und anderen mitversicherten 
Personen als dem Lenker bestehen, 
sofern für diese die Obliegenheitsver-
letzung ohne Verschulden nicht er-
kennbar war. 

3.  Als Obliegenheiten, deren Verletzung 
nach Eintritt des Versicherungsfalles 
den Versicherer von der Verpflich-
tung zur Leistung befreit (§ 6 Abs. 3 
VersVG), werden bestimmt, 

3.1  nach Möglichkeit zur Feststellung des 
Sachverhaltes beizutragen; 

3.2  dem Versicherer innerhalb einer 
Woche 
-  den Versicherungsfall unter mög-

lichst genauer Angabe des Sach-
verhaltes sowie 

-  die Einleitung eines damit im Zu-
sammenhang stehenden verwal-
tungsbehördlichen oder gerichtl i-
chen Verfahrens 

 schriftlich mitzuteilen. 

4. Weitere Obliegenheiten zu den ein-
zelnen Versicherungsarten werden in 
den Allgemeinen und Besonderen 
Zürich Bedingungen  der jeweiligen 
Versicherungsart bestimmt. 

Artikel 6 
Schadensminderungs- und Ret-
tungspflicht 
 1.  Der Versicherungsnehmer ist ver-

pflichtet, beim Eintritt des Versiche-
rungsfalles nach Möglichkeit für die 
Abwendung und Minderung des 
Schadens zu sorgen und dabei die 
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Weisungen des Versicherers zu be-
folgen. Wenn es die Umstände ges-
tatten, hat er solche Weisungen ein-
zuholen. 

2.  Hat der Versicherungsnehmer diese 
Verpflichtungen verletzt, ist der Ver-
sicherer nach den Bestimmungen des 
§ 62 Abs. 2 VersVG  leistungsfrei. 

Artikel 7 
Abtretungsverbot 
Versicherungsansprüche dürfen vor ihrer 
endgültigen Feststellung ohne ausdrückli-
che Zustimmung des Versicherers weder 
abgetreten noch verpfändet werden. 

Artikel 8 
Vertragsdauer und Kündigung 
 1.  Vertragsdauer 

 Beträgt die vereinbarte Vertragsdau-
er mindestens ein Jahr, verlängert 
sich der Vertrag jeweils um ein Jahr, 
wenn er nicht ein Monat vor Ablauf 
gekündigt wird. Beträgt die Ver-
tragsdauer weniger als ein Jahr, en-
det der Vertrag ohne Kündigung. 

 Bei Wegfall des versicherten Interes-
ses gelten die Bestimmungen des § 
68 VersVG . 

 Im Fall der Veräußerung des Fahr-
zeuges gelten die §§ 69 ff VersVG. 

2.  Kündigung nach Eintritt des Versi-
cherungsfalles 

2.1  Nach Eintritt des Versicherungsfalles 
kann der Versicherungsnehmer kün-
digen, wenn der Versicherer einen 
begründeten Anspruch auf die Versi-
cherungsleistung ablehnt oder seine 
Anerkennung verzögert. 

 Die Kündigung ist vorzunehmen 
innerhalb eines Monates 
-  nach Ablehnung des begründeten 

Anspruches auf die Versicherungs-
leistung; 

-  nach Rechtskraft des Urteiles im 
Fall eines Rechtsstreites vor Ge-
richt; 

-  nach Zustellung der Entscheidung 
des Sachverständigenausschusses 
(Art. 7 KKB  und Art. 7 EKB); 

-  nach Fälligkeit der Versicherungs-
leistung bei Verzögerung der An-
erkennung. 

 Die Kündigung kann mit sofortiger 
Wirkung oder zum Ende der laufen-
den Versicherungsperiode erfolgen. 

2.2  Nach Eintritt des Versicherungsfalles 
kann der Versicherer kündigen, 
wenn er den Anspruch auf die Versi-
cherungsleistung dem Grunde nach 
anerkannt oder die Versicherungs-
leistung erbracht hat oder wenn der 
Versicherungsnehmer einen An-
spruch auf Versicherungsleistung 
arglistig erhoben hat. 

 Die Kündigung ist vorzunehmen 
innerhalb eines Monates 
-  nach Anerkennung dem Grunde 

nach; 
-  nach erbrachter Versicherungsleis-

tung; 
-  nach Ablehnung des arglistig er-

hobenen Anspruches auf Versiche-
rungsleistung. 

 Die Kündigung kann nur unter Ein-
haltung einer einmonatigen Kündi-
gungsfrist erfolgen. 

 Falls der Versicherungsnehmer einen 
Anspruch arglistig erhoben hat, kann 
der Versicherer mit sofortiger Wir-
kung kündigen. 

2.3  Dem Versicherer gebührt die auf die 
abgelaufene Versicherungszeit 
entfallende anteilige Prämie. 

Artikel 9 
Prämienanpassung 
1. Die Prämie wird nach dem Teilindex 

„Verkehr“, Position 07.2.3 Instandhal-
tung und Reparatur, des Verbraucher-
preisindex 2000 der Bundesanstalt 
Statistik Austria (bei dessen Entfall 
nach dem an seine Stelle tretenden 
Nachfolgeindex) wertangepasst. 

 Für die Berechnung wird der endgülti-
ge Indexwert des vier Monate vor 
Hauptfälligkeit des Vertrages liegen-
den Monats (Berechnungsmonat) he-
rangezogen. 

 Die Prämie vermindert oder erhöht 
sich prozentuell in jenem Verhältnis in 
dem sich der Index zwischen dem Be-
rechnungsmonat und dem ein Jahr vor 
dem Berechnungsmonat liegenden 
Kalendermonat verändert hat.  

 Der Ausgangsindex ist in der Polizze 
angeführt. 

2. Prämienerhöhungen aufgrund des 
Punktes 1. können nicht in kürzeren 
als einjährigen Abständen vorge-
nommen werden; sie werden frühes-
tens ab dem Zeitpunkt der Verstän-
digung des Versicherungsnehmers 
durch den Versicherer wirksam. § 6 
Abs. 2 Zif. 4 KSchG findet Anwen-
dung. 

3. Wird die Prämie aufgrund der Be-
stimmungen des Punktes 1. erhöht, 
kann der Versicherungsnehmer den 
Versicherungsvertrag binnen eines 
Monates, nachdem der Versicherer 
ihm die erhöhte Prämie und den 
Grund der Erhöhung mitgeteilt hat, 
kündigen. Die Kündigung wird mit 
Ablauf eines Monates wirksam, frü-
hestens jedoch mit dem Wirksam-
werden der Prämienerhöhung. 

Artikel 10 
Form der Erklärungen 
Alle Mitteilungen und Erklärungen sind 
nur in schriftlicher Form verbindlich. 

Artikel 11 
Rechtsstellung der am Vertrag 
beteiligten Personen 
 1.  Die Ausübung der Rechte aus dem 

Versicherungsvertrag steht grund-
sätzlich dem Versicherungsnehmer 
zu. 

2.  Alle für den Versicherungsnehmer 
getroffenen Bestimmungen gelten 
sinngemäß auch für versicherte und 
jene Personen, die Ansprüche aus 
dem Versicherungsvertrag geltend 
machen. Diese Personen sind neben 
dem Versicherungsnehmer für die Er-
füllung der Obliegenheiten, der 
Schadensminderungs- und Rettungs-
pflicht verantwortlich. 

Artikel 12 
Gerichtsstand, geltendes Recht 
Der Versicherungsnehmer und die versi-
cherten Personen, die zur selbständigen 
Geltendmachung von Ansprüchen aus 
dem Versicherungsvertrag berechtigt sind, 
können diese auch bei den Gerichten 
geltend machen, in deren Sprengel sie 
ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf-
enthalt oder ihren Sitz im Inland haben. 

Es gilt Österreichisches Recht. 
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Artikel 13 
Klagefrist 
Wird der Anspruch auf die Versicherungs-
leistung vom Versicherungsnehmer oder 
dem Bezugsberechtigten innerhalb von 1 

Jahr nach der schriftlichen Ablehnung 
durch den Versicherer nicht gerichtlich 
geltend gemacht, ist der Versicherer nach 
der Bestimmung des § 12 Abs. 3 VersVG 
leistungsfrei. 

Falls eine Entscheidung des Sachverstän-
digenausschusses (Art. 7 KKB oder Art. 7 
EKB) beantragt wird, endet die Frist erst 
einen Monat nach dieser Entscheidung. 

 
 
 


